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Antwort 

der Bundesregierung 


auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Eva-Maria Bulling-Schröter, 
Gerhard Jüttemann, Dr. Gregor Gysi und der Gruppe der PDS 
— Drucksache 13/8121 — 


Umweltverträgliche Beschaffung der Deutschen Post AG 


Entsprechend § 37 des Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetzes (KrW-/ 
AbfG) hat die öffentliche Hand die Pflicht, im Rahmen ihrer Möglich- 
keiten darauf hinzuwirken, daß in Gesellschaften privaten Rechts, an 
denen die öffentliche Hand beteiligt ist, bei der Gestaltung von Arbeits- 
abläufen, bei der Beschaffung oder Verwendung von Material und 
Gebrauchsgütem, bei Bauvorhaben und sonstigen Aufträgen geprüft 
wird, ob und in welchem Umfang Erzeugnisse eingesetzt werden kön- 
nen, die sich durch Langlebigkeit, Reparaturfreudigkeit und Wieder- 
verwendbarkeit oder Verwertbarkeit auszeichnen, im Vergleich mit an- 
deren Erzeugnissen zu weniger oder zu schadstoffärmeren Abfällen 
führen oder aus Abfällen zur Verwertung hergestellt worden sind. 

Die Deutsche Post AG, die sich vollständig im Eigentum des Bundes 
befindet, setzt vielfach, im Gegensatz zu § 37 KrW-/AbfG, anstelle von 
umweltverträglichem Recyclingpapier umweltbelastendes Primärfaser- 
papier ein. Dies gilt nachweislich für Briefbögen, Kuverts, Versand- 
taschen und Prospekte, die innerhalb des Unternehmens genutzt werden 
sowie für Postshop -Produkte, 


1 . Welchen Einfluß nimmt die Bundesregierung, um die Anforderungen 

des KrW-/AbfG 

a) in den Behörden des Bundes und den ihr unterstehenden juristi- 
schen Personen des öffentlichen Rechts, Sondervermögen und 
sonstigen Stellen, 

b) in den Gesellschaften privaten Rechts, an denen der Bund betei- 
ligt ist, 

durchzusetzen? 


Die Beantwortung dieser Frage ist für die Bundesregierung nur 
mit unvertretbarem Aufwand und unter Einbeziehung aller betei- 
ligungsverwaltenden Ressorts vorstellbar und daher in der übli- 
chen Frist nicht möghch. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums für Post und Tele- 
kommunikation vom 14, Juli 1997 übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich - in kleinerer Schriftgröße - den Fragetext. 
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Im übrigen verweisen wir auf die Antworten zu den Fragen 2 
und 3. 


2. Welchen Einfluß nimmt die Bundesregierung, um die Anforderungen 
des § 37 KrW-/AbfG innerhalb der Deutschen Post AG durch- 
zusetzen? 


Das Bundesministerium für Post und Telekommunikation wirkt im 
Rahmen seiner Möglichkeiten darauf hin, daß die Deutsche Post 
AG die Vorgaben gemäß § 37 Abs. 1 KrW-/AbfG beachtet. 

Da es sich bei Recychngpapier um ein Neuprodukt und nicht um 
Abfall handelt, sind im Hinbhck auf den Einsatz und den Verkauf 
von Papierwaren die Bestimmungen des KrW-ZAbfG bezüglich 
der Produktverantwortung {§§ 22 ff.) relevant. Eine unmittelbare 
Verpflichtung der Deutschen Post AG, ausschheßlich Recycling- 
papier zu verwenden oder zu vertreiben, ergibt sich aus diesen 
Vorschriften allerdings nicht. 

Die Deutsche Post AG hat den Verkauf von Briefbögen, Kuverts, 
Versandtaschen usw. aus Recyclingpapier in einem räumüch be- 
grenzten Markt getestet. Dabei wurden nicht nur Papierwaren aus 
Recyclingpapier, sondern auch solche aus chlorfrei gebleichtem 
Zellstoff angeboten. Die Kundennachfrage nach chlorfrei ge- 
bleichtem Zellstoff war im Rahmen des Tests stärker als die nach 
Produkten aus Recyclingpapier. Dieses Testergebnis wird auch 
durch Erfahrungen des Hauptheferanten der Deutschen Post AG 
für Postshop -Artikel, der Firma Herütz in Berlin, bestätigt. 

Sekundärfaserstoffe können nicht in unbegrenztem Maße zur 
Herstellung von Recyhngpapier verwendet werden. Bei jeder 
Aufarbeitung müssen gewisse Anteüe von Primärfaserstoffen, die 
aus Holz gewonnen werden, beigefügt werden. Diese Primär- 
faserstoffe wirken einer zu starken Zerfaserung der Sekundär- 
stoffe entgegen. 

Die Hölzer, die für die Herstellung der von der Deutschen Post AG 
eingekauften Papierwaren Verwendung finden, werden aus kon- 
trolliertem Anbau gewonnen. Dabei finden auch Hölzer aus 
bereinigten Fluren Verwendung. Die Deutsche Post AG hat von 
ihren Lieferanten die Verwendung dieser Hölzer gefordert. 

Die Geschäftspapiere der Deutschen Post AG bestehen aus holz- 
frei gebleichtem weißem Papier ohne Oberflächenstrich, das aus 
chlorfrei gebleichtem Zellstoff (TCF) hergestellt wird (sog. Pri- 
märfasem). Das für BriefhüUen zulässige Papier aus 100 % holzfrei 
weißem Recyclingpapier steht auf dem Papiermarkt nicht bzw. 
nicht in genügender Menge zur Verfügung. 

Vor diesem Hintergrund besteht für die Bundesregierung in ihrer 
Eigentümerfunktion gegenüber dem Unternehmen zur Zeit keine 
Veranlassung, im Rahmen ihrer gesetzlichen Mögüchkeiten auf 
einen ausschließhchen Einsatz und Vertrieb von Recychngpapier 
durch die Deutsche Post AG hinzuwirken. 
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3. Unterscheidet sich der Einfluß der Bundesregierung auf die Post, als 
diese noch als Bundesbehörde existierte, von dem Einfluß, den die 
Bundesregierung auf die Deutsche Post AG als nunmehr privat- 
rechtliches Unternehmen bezüglich der Umsetzung fortschrittlicher 
Umweltstandards ausüben kann? 

Wenn ja, wie bewertet die Bundesregierung diesen Unterschied? 


Grundsätzlich unterscheidet sich der Einfluß auf ein bundes- 
eigenes Sondervermögen selbstverständhch von dem durch 
Gesellschaftsrecht eingeschränkten Einfluß auf eine Aktienge- 
sellschaft. Dem trägt auch die Formuherung des § 37 KrW-/AbfG 
Rechnung. Während Absatz 1 eine Verpflichtung für der Aufsicht 
des Bundes unterstehende juristische Personen des öffenthchen 
Rechts, Sondervermögen und sonstige Stellen festlegt, handelt es 
sich in Absatz 2 um die Vorgabe für die in Absatz 1 genannten 
Stellen gegenüber Personen privaten Rechts, im Rahmen ihrer 
Möghchkeiten auf die Einhaltung der Vorgaben hinzuwirken. 
Dieser Unterschied ist eine Folge der Postreform 11. Ungeachtet 
dessen gibt es aus Sicht der Bunderegierung keinen Anlaß, für die 
Unternehmen der ehemahgen Deutschen Bundespost andere 
Maßstäbe als für alle anderen Unternehmen zu setzen. 
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